
„Die Befreiung der Arbeiterklasse muss die Tat der Arbeiter selbst sein.“ – Karl Marx

Die Bosse haben Merz. Die Arbeitenden die Mehrheit.
Nach den Wahlen in Sachsen-Anhalt, Berlin und Mecklenburg-Vorpommern ist klar: Die Merz-Regie-
rung hat eine fette Ohrfeige bekommen. Mit 25,7 % ist „Die Linke“ in Berlin stärkste Partei geworden. 
Bei den jüngeren Wähler:innen waren es sogar 46%. Sie hat Wahlkampf mit sozialen Themen wie Mie-
ten, Renten und Solidarität gemacht. Das ist nichts besonders „Extremes“, aber das war eine der we-
nigen Stimmen gegen den Rechtsruck und gegen die Kahlschlagspolitik der Merz-Regierung. Dass 
die CDU dafür in Mecklenburg-Vorpommern sogar aus dem Landtag geflogen ist, ist lustig. Die SPD 
konnte sich nur halten, weil ihre Ministerpräsidentin sich von der Kahlschlagspolitik ihrer eigenen 
Partei versuchte zu distanzieren. Wie lächerlich.

Die Berliner Jugend – das ist die Generation Klima-
krise, Wehrpflicht und Palästinasolidarität – ist links. 
Beim  vierten  bundesweiten  Schulstreik  gegen  die 
Wehrpflicht  letzen  Freitag  haben  viele  Jugendliche 
ihre Ablehnung gegen die Militarisierung wieder ge-
zeigt. Es waren 45.000 auf der Straße.

Seit dem Wahlabend zieht von Medien und Spitzen-
politiker:innen anderer Parteien eine Hetzkampagne 
über die Linkspartei her. Natürlich ist die Linkspartei 
nicht  antisemitisch,  weil  Solidarität  mit  den Palästi-
nenser:innen  und  der  migrantischen  Bevölkerung 
Berlins nicht antisemitisch ist, sondern  Menschlich-
keit. Das Bashing zielt darauf, dass kaum über Sozi-
ales,  den  Rechtsruck  und  Deutschlands  Unterstüt-
zung für den Völkermord an den Palästinenser:innen 
gesprochen wird. 2021 hatten eine Million Berliner:in-
nen für den  Volksentscheid „Deutschen Wohnen & 
Co.  enteignen“  gestimmt.  Auch dieses  Thema soll 
verschwinden. Jede Hoffnung, eine andere solidari-
sche kämpferische Stimme der Arbeitenden und der 
Jugend hörbar zu machen, soll erstickt werden. 

Ein linker Wahlsieg ist kein Grund uns auszuruhen

Bundeskanzler  Merz  hat  uns  gleich  am  Sonntag-
abend belehrt, dass die „Reformen“ nötig seien und 
– egal was wir wählen – durchgesetzt werden. Das 
ist eine Drohung an die ganze Arbeiter:innenklasse. 
Eine  Bedrohung  sind  auch  die  riesigen  Siege  der 
AfD. Aber die AfD, das ist Politik der CDU plus noch 
mehr rassistische Hetze. Wer die AfD wählt, sägt an 
dem Ast, auf dem er sitzt.

30 Jahre  unsoziale  Politik  von CDU-SPD-Grüne 
haben der AfD zu 40% verholfen

Womit wir alle konfrontiert sind, sind der massenhaf-
te Stellenabbau, Kürzungen bei Gesundheit, Rente, 
Bildung und Soziales. Die Arbeitsrechte und der Um-
weltschutz  sollen  reduziert  werden.  Von dort  droht 
die große Gefahr.

Die deutschen Konzerne drängen seit  langem dar-
auf. Sie wollen ihre Profite weiter erhöhen und ihre 
vordersten Plätze auf dem Weltmarkt halten. Dafür 
wollen sie die Ausbeutung verschärfen,  sie wollen, 
dass der Staat ihre Investitionen bezahlt und massiv 
aufrüstet. Die Vertreter:innen der Wirtschaft und der 
Großaktionäre stehen hinter  Merz und stärken ihm 
den Rücken. Das sind unsere wahren Gegner:innen. 
Die können wir nicht in den Parlamenten bezwingen!

Mit 18 an die Front, mit 70 noch am Band?

Die Verärgerung in  unserem Land zeigt  sich auch 
außerhalb  der  Wahlen.  Da  sind  die  Beschäftigten 
von Audi, VW, Mercedes und den Autozulieferbetrie-
ben, die letzte Woche zu Zehntausenden protestiert 
haben. Die Aktivist:innen unter ihnen fordern einen 
härteren  Kampf  und  ein  Ende  der  „Sozialpartner-
schaft“ von Seiten der Gewerkschaften. Immer wie-
der hört man: „Ohne Streik wird sich nichts ändern“. 
Es gibt die Krankenhausbewegung in Berlin, die Ha-
fenarbeiter:innen in Hamburg stimmen gerade über 
Streik ab. Am Samstag, 26. September, waren in 15 
Städten 175.000 auf Demonstrationen gegen den so-
zialen Kahlschlag. Aber niemand ist naiv zu glauben, 
dass  diese Proteste  allein  reichen,  um die  großen 
Angriffe der Konzerne und ihrer Fürsprecher in den 
Regierungen zu verhindern. Mit einzelnen Protestak-
tionen können SPD und CDU gut leben. Für die obe-
ren  Gewerkschaftschefs  ist  das  die  übliche  Politik 
des „Dampf ablassens“, um dann in den Hinterzim-
mern mit den Bossen die Deals zu machen.

Wer wird also unsere Interessen vertreten? Niemand 
anderes als wir selbst, die wir das Bruttoinlandspro-
dukt auf unserem Rücken tragen. Wir nehmen unse-
re Forderungen ernst. Wir müssen jede noch so klei-
ne Gelegenheit ausnutzen, um uns zu organisieren 
und unsere  Forderungen öffentlich zu  machen,  für 
uns, für unsere Kinder, für unsere Zukunft. Machen 
wir  aus dem unübersehbaren Brodeln eine soziale 
Explosion. Rechtsruck spaltet, Klassenkampf vereint.
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Von Kolleg_innen für Kolleg_innen...

Bahn bei Red Storm Charlie
Wie seit zwei Jahren fand auch dieses Jahr vom 24. bis 
26.  September  eine  NATO-Übung  in  der  Hansestadt 
statt,  um die „Drehscheibe“  Hamburg in  einem soge-
nannten Angriffsfall zu verteidigen. Hochgerüstete Sol-
daten und Militärkonvois in einem Hamburger Stadtvier-
tel…. Das erinnert an USA-Bürgerkriegs-Film-Blockbus-
ter. Aber dieses NATO Manöver ist Realität. Für nächs-
tes Jahr ist schon „Red Storm Delta“ geplant. Charlie, 
Delta… das hilft  beim Lernen vom NATO-Alphabet.
„Red Storm Charlie“ ist ein weiterer Schritt in der Milita-
risierung der ganzen Gesellschaft  – denn was haben 
Unternehmen  wie  EDEKA oder  die  S-Bahn  oder  DB 
Cargo bei einer Militärübung zu suchen?
Deutschland sichern?
„Verteidigung beginnt  weit  vor  der  Kaserne – sie be-
ginnt in der Industrie“ –  erklärte der Hamburger Indus-
trieverband. Im März erst erklärte die Bundesregierung 
auf eine Anfrage der Grünen, dass das gesamte deut-
sche Schienennetz „dual use“-Charakter hat, also mili-
tärischen Zwecken dient.
Die Schülis haben mit ihren Streiks Recht!

Ja, nein, vielleicht
Bis 30.  September läuft  noch die Frist  zur Mitteilung, 
welchen Tarifvertrag wir wählen.
Passend hatte die DB noch rechtzeitg das EVG-Entgelt  
auf  GDL  Niveau  angehoben  und  ein  Ausgleichsgeld 
vereinbart – andersrum nicht. Seiler hat schon so seine 
Lieblinge... Soviel Geschachere in Tarifrunden und Be-
schimpfung, wer „Maß und Mitte verloren“ haben soll – 
am Ende verteilt die DB Obrigkeit nach dem Prinzip „tei-
le  und  herrsche“.  Ja,  normal.  Dass  die  GDL-Oberen 
dieses Jahr explizit in der Friedenspflicht was sehr be-
scheidenes ohne Streik ausgehandelt haben, hat nicht 
geholfen, gleichermaßen Seilers Zuneigung zu bekom-
men.  Das Ergebnis  ist  irre  kompliziert,  weil  abhängig 
von Funktionsgruppe,  ob du Trainer  oder  Prüfer  bist, 
vom Auszahlungsmodell und Schichten. Mal ist der Un-
terschied klein, manchmal Tausende Euro.
Statt sich gegenseitig zu blamen, nur eine Lösung: alle 
Bahner verhandeln und streiken künftig zusammen.

„Respekt“ auf dem Schild, Personalmangel auf dem 
Bahnsteig
DB und Regio haben eine Gedenkveranstaltung für un-
seren getöteten Kollegen Serkan organisiert. Auf dem 
Gedenkschild  hat  die  Presseabteilung  schreiben  las-
sen: „Sein Tod mahnt uns zu Rücksichtnahme und ei-
nem respektvollen Miteinander“. Ja, voll.
Das erste wäre mehr Personal! Aggressive Menschen 
müssen sehen, dass sie nicht einer Einzelperson ge-
genüber stehen und mehrere Personen können zusam-
men  eine  brenzlige  Situation  besser  meistern.  Men-
schen in psychischer Ausnahmesituation brauchen An-
sprechpartner,  die  in  Notfällen  Unterstützung  geben 
können, ohne noch mehr zu eskalieren. Alles andere zu 
Bodycams und Kameras ist nachgelagert und kann die 
Tat nicht verhindern.

Je mehr die DB von „Respekt“ schreibt, umso weniger 
steckt real dahinter.

Teurer fahren, weniger bekommen – läuft!
Der rbb hat zusammengerechnet, dass die Preiserhö-
hungen in Berlin-Brandenburg für ÖPNV in den letzten 
20 Jahren heftig waren. Einzelticket von 2,10 Euro auf 4 
Euro, 24-h-Karte von 5,80 auf 11,20. Das ist eine Ver-
dopplung und mehr  als  die allgemeine Inflation.  Kurz 
nach  dem  Bericht  veröffentlichte  der  vbb  die  neuen 
Preissteigerungen ab Januar 2027.
Je teurer, desto mehr Leistungen erwarten die Fahrgäs-
te. Aber wenn es schlechter wird, dann…. müssten die 
Tickets billiger werden?

S-Bahn- Ausschreibung „gewonnen“, und jetzt?
Die Verkehrsverträge sind jetzt unterschrieben, aber al-
les bleibt für unsereins geheim. Darin wird der Rahmen 
festgelegt für unsere künftige Ausbeutung.
Wir sollten schon wissen, was geplant ist und uns orga-
nisieren.  Ist  ja nicht  so wahrscheinlich,  dass dort  nur 
gute Nachrichten für die Arbeitsbedingungen und Ver-
besserung für den Bahnverkehr und die Fahrgäste drin-
stehen. Alstom-Siemens-DB sind nicht als Wohltäter für 
die  Beschäftigten  bekannt….  Nur  als  Wohltäter  für 
Großaktionäre.

Vorgesetzte auf Abwegen
Bei der S-Bahn gibt es im Fahrbetrieb bei der mittleren 
Führungsebene Bewegung. Der eine oder andere AG-
Ler oder uns Vorgesetzte macht den Abflug zu anderen 
Bahnunternehmen.  Warum flüchten die?  Was wissen 
die,  was  wir  nicht  wissen?  Wenn  die  kleinen  Chefs 
flüchten, könnten die großen vielleicht gleich mitfahren?

Steigende Benzinpreise, steigende Gewinne
Am Freitag hat die Bundesregierung den sogenannten 
Tankrabatt beschlossen. Wer tankt, wird ab Oktober ein 
paar Cent pro Liter  weniger Steuern zahlen. Alle,  die 
auf  Auto  angewiesen  sind,  aber  auch  die  mit  Sprit-
schleudern und die Logistikfirmen soll das entlasten. Ob 
aber der Benzin- oder Dieselpreis an der Kasse sinkt? 
Who knows…. Die britische Zeitung The Guardian be-
richtete: die acht großen Ölkonzerne haben einen Ge-
winn von 80 Milliarden Euro von April bis Juni dieses 
Jahr gemacht! Das waren bei Aramco, BP, Shell, Equi-
nor, TotalEnergies, Eni, Chevron und ExxonMobil mehr 
als 700.000 Dollar Profit jede einzelne Minute.
Ölförderung kostet nicht mehr als vorher, diese Konzer-
ne haben auch nicht  weniger  Öl  als  früher,  aber  auf 
dem globalen  Ölmarkt  steigen  wegen  der  Kriege  die 
Preise und deshalb verkaufen sie ihr billiges Öl zum hö-
heren Preis weiter. Das nennen sie „Krise“.
Der  Tankrabatt  stellt  sicher,  dass  sie  ihre  Krise  ge-
schmeidig ausleben können.
In Namen des Bürokratieabbaus könnte die Bundesre-
gierung auch gleich die Milliarden direkt an die Ölkon-
zerne überweisen.
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